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1. Fragestellung

Gegenstand vorliegender Ausführungen ist die Fragestellung, inwieweit bei der Verbreitung von
Wahlwerbung die Impressumsregelungen der Landespressegesetze zur Anwendung kommen.

2. Allgemeine Impressumspflicht nach den presserechtlichen Regelungen der Länder

Die Pressegesetze der Länder fordern in gleichlautender Formulierung, dass auf jedem Druck-
werk, das in ihrem jeweiligen Geltungsbereich erscheint, Name oder Firma und Anschrift des
Druckers und des Verlegers, beim Selbstverlag die des Verfassers oder des Herausgebers genannt
sein müssen.1

Druckwerke im Sinne der Pressegesetze sind „alle mittels der Buchdruckerpresse oder eines
sonstigen zur Massenherstellung geeigneten Vervielfältigungsverfahrens hergestellten und zur
Verbreitung bestimmten Schriften, besprochenen Tonträger, bildlichen Darstellungen mit und
ohne Schrift, Bildträger und Musikalien mit Text oder Erläuterungen“.

Ausgenommen von den Bestimmungen über Druckwerke, und demgemäß auch von der Impres-
sumspflicht, sind amtliche Druckwerke, soweit sie ausschließlich amtliche Mitteilungen enthal-
ten, und sog. „harmlose Druckwerke“, die „nur Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, des häusli-
chen und geselligen Lebens dienen, wie Formulare, Preislisten, Werbedrucksachen, Familienan-
zeigen, Geschäfts-, Jahres- und Verwaltungsberichte und dergleichen, sowie Stimmzettel für
Wahlen“.

Die Vorgaben gelten auch für nichtperiodische Druckwerke, also auch für Flugblätter.

Als Anschrift des Impressumspflichtigen ist eine ladungsfähige Adresse anzugeben, eine Post-
fachadresse würde nach Maßgabe höchstrichterlicher Rechtsprechung nicht genügen.2

Verstöße gegen die Regelungen der Impressumspflicht werden als Ordnungswidrigkeiten geahn-
det und mit Bußgeldern von je nach Bundesland unterschiedlichen Höchstbeträgen zwischen
5.000 und 50.000 Euro bewehrt.3

1 Die Texte der vorliegend einschlägigen Regelungen der Landespressegesetze sind abgedruckt im Kommentar zu
den deutschen Landespressegesetzen von Löffler, Presserecht, 6. Auflage 2015, vor § 7 LPG („Druckwerke“) und
§ 8 LPG („Impressum“).

2 Vgl. BVerwG, Urteil vom 13. April 1999 – 1 C 24/97 –, juris Rn. 32 ff.

3 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen: 50.000 Euro; Brandenburg: 25.000 Euro; Saar-
land: 10.000 Euro; NRW: 10.000 DM; sonstige Länder (außer Bayern): 5.000 Euro. In Bayern liegt der Bußgeld-
höchstbetrag, da das dortige Pressegesetz keine spezielle Regelung vorsieht, gemäß § 17 Abs. 1 Ordnungswidrig-
keitengesetz (OWiG) bei 1.000 Euro.
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3. Presserechtliche Impressumspflicht bei der Veröffentlichung von Wahlwerbung

Die Frage, inwieweit bei der Wahlwerbung auf Wahlplakaten und Flyern die Impressumsregelun-
gen der Landespressegesetze zur Anwendung kommen, ist bislang nicht Gegenstand von Recht-
sprechung4 oder rechtswissenschaftlicher Erörterung5.

Eine Ausnahme hiervon lässt sich für Niedersachsen einer Bekanntmachung der niedersächsi-
schen Landeswahlleiterin vom 25. August 2017 zur Vorbereitung und Durchführung der Land-
tagswahl am 15. Oktober 2017 entnehmen, die in der am 31. August 2017 erschienenen Ausgabe
des Niedersächsischen Ministerialblatts veröffentlicht worden ist6.

Der Bekanntmachung zufolge unterliegt Wahlwerbung in Niedersachsen der presserechtlichen
Impressumspflicht. Im genauen Wortlaut heißt es darin:

„14.2 Veröffentlichungen, die von den Wahlvorschlagsträgerinnen und Wahlvorschlags-
trägern im Zusammenhang mit Wahlen herausgegeben werden (Plakate, Flyer, Wurfsen-
dungen etc.), sind Druckerzeugnisse i.S. des NPresseG. Sie unterliegen der Impressums-
pflicht des § 8 NPresseG. Die Ausnahmetatbestände kommen nicht in Betracht. Der Im-
pressumspflicht wird insbesondere nicht Genüge geleistet, wenn lediglich eine E-Mail-
Adresse angegeben wird. Ein Verstoß gegen die Impressumspflicht stellt eine Ordnungs-
widrigkeit dar. Die Wahlvorschlagsträgerinnen und Wahlvorschlagsträger sollten recht-
zeitig in geeigneter Weise auf die Impressumspflicht hingewiesen werden.“

Inwieweit diese Auffassung verallgemeinerungsfähig ist, kann vorliegend allerdings nicht beur-
teilt werden: Die Einschätzung, ob Mittel der Wahlwerbung ohne Angabe presserechtlich Verant-
wortlicher den Pressegesetzen widersprechen, obliegt der Entscheidung der für die Verfolgung
von Presseordnungswidrigkeiten zuständigen Behörden der Länder im Einzelfall und den gegebe-
nenfalls damit befassten Gerichten. Hinweise auf die Handhabung der Regelungen zur Impres-
sumspflicht im Hinblick auf Wahlplakate und -flyer in den Bundesländern lassen sich aus allge-
mein zugänglichen Quellen nicht erschließen.

4 Ergebnis einer Entscheidungsrecherche unter Zuhilfenahme unter anderem von juris und beck-online.

5 Vgl. hierzu insbesondere die im Hinblick auf die Impressumspflicht von Druckwerken einschlägige Darstellung
in der jüngsten Auflage des Kommentars zu den deutschen Landespressegesetzen von Löffler, Presserecht,
6. Auflage 2015, §§ 7 und 8. Siehe gleichermaßen bei Held, in: Paschke/Berlit/Meyer (Hrsg.), Hamburger Kom-
mentar Gesamtes Medienrecht, 3. Auflage 2016, S. 1608 f., sowie bei Ricker/Weberling, Handbuch des Presse-
rechts, 6. Auflage 2016, S. 99 ff.

6 Niedersächsisches Ministerialblatt (Nds.MBl.) Nr. 35/2017, S. 1160-1173.
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